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Während der Ehe erfolgten zwei Einzahlungen in einer 
Gesamthöhe von 1 800 M, die nach dem Beweisergebnis ge­
meinschaftliches Eigentum waren.

Entgegen der Auffassung des Bezirksgerichts ist durch die 
Einzahlung dieser Summe von 1 800 M aus gemeinschaftlichen 
Mitteln keine Vermischung alleiniger und gemeinschaft­
licher Mittel mit der Rechtsfolge eingetreten, daß das 
gesamte Sparguthaben gemeinschaftliches Eigentum wurde. 
Eine Vermischung kann sich gemäß § 30 ZGB nur auf 
Sachen, hingegen nicht auf Forderungen beziehen. Einzah­
lungen eines Kontoinhabers gehen in das Eigentum des Kre­
ditinstituts über unter gleichzeitiger Begründung einer For­
derung des Kontoinhabers gegenüber dem Kreditinstitut und 
dessen Verpflichtung zur Gutschrift des Betrages auf dem 
Konto (§ 235 Abs. 1 ZGB). Ob die eingezahlten Gelder gemein­
schaftliche Mittel beider Ehegatten oder alleinige Mittel eines 
Ehegatten waren und ob die Forderung gegen das Kredit­
institut zum gemeinschaftlichen Eigentum der Ehegatten ge­
hört oder nicht, wird durch §§ 13, 14 FGB bestimmt (vgl. OG, 
Urteil vom 17. Februar 1981 - 3 OFK 4/81 - [NJ 1981, Heft 8,
S. 374]). Falls — wie im vorliegenden Fall — der Bestand eines 
Sparkontos sowohl aus alleinigen als auch gemeinschaftlichen 
Mitteln gebildet wurde, ist gemeinschaftliches Eigentum nur 
insoweit entstanden, als Einzahlungen aus gemeinschaftlichen 
Mitteln erfolgt sind, es sei denn, es läge eine Vereinbarung 
gemäß § 14 FGB vor, daß der gesamte Betrag gemeinschaft­
liches Eigenturi werden solle.

Im vorliegenden Fall ist der aus gemeinschaftlichen Mit­
teln auf das Sparkonto des Verklagten eingezahlte Betrag 
exakt festzustellen. Eine Vereinbarung nach § 14 FGB dar­
über, daß das gesamte Sparguthaben gemeinschaftliches 
Eigentum werden sollte, gab es eindeutig nicht. Der Kon­
tenstand vom 5. Juli 1984 überstieg die Summe der einge­
zahlten Mittel bei weitem. Deshalb könnte allein ein Betrag 
von 1 800 M aus diesem Sparguthaben als gemeinschaftliches 
Eigentum der Ehegatten gewertet werden. Ob dieser Betrag 
bei der kontinuierlichen Minderung des Sparguthabens wäh­
rend der kurzen Ehe in der Summe von 10 900 M noch ent­
halten war, ist bisher ungeklärt. Da der Verklagte die seit 
1977 abgehobenen und weitere alleinige Geldmittel großzügig 
für die Ehegemeinschaft eingesetzt hat, liegt es nahe, daß 
der Betrag von insgesamt 1 800 M ebenfalls für beide Prozeß­
parteien verbraucht wurde.

Nach Ziff. 2.7. der genannten Richtlinie kann einem Ehe­
gatten, der durch) die Verwendung von Alleineigentum zur 
Bildung des gemeinschaftlichen Eigentums oder^zur Lebens­
führung der Familie in größerem Umfang beigetragen hat, 
ein höherer Anteil am gemeinschaftlichen Eigentum zuge­
sprochen werden.

(Es folgen weitere Ausführungen zur Sachaufklärung hin­
sichtlich des vom Verklagten eingesetzten Alleineigentums.)

Neue deutschsprachige Schriftenreihe in der UdSSR:
Recht — Forschungen sowjetischer Wissenschaftler
Das Institut för Staat und Recht der Akademie der Wissenschaften der UdSSR 
gibt In der Redaktion „Gesellschaftswissenschaften und Gegenwart" bei der 
Akademie eine neue deutschsprachige Reihe unter dem Titel „Recht — For­
schungen sowjetischer Wissenschaftler" heraus. Als Heft 1 erschien:
Autorenkollektiv (Leitung: Prof. Dr. W. Sawizki) :
Verfassungsgrundlagen der Rechtsprechung in der UdSSR
Moskau 1985; 271 Seiten
In dieser Arbeit untersuchen acht namhafte Rechtswissenschaftler einen Zy­
klus von Problemen, die an der Nahtstelle der Theorie des Verfassungsrechts, 
des Gerichtsverfassungsrechts sowie des Zivil- und des Strafprozeßrechts lie­
gen. Sie behandeln u. a. Wesen und System der Verfassungsprinzipien der 
Rechtsprechung, den Platz der Gerichte im System der Staatsorgane und das 
Verhältnis des Gerichts zur Staatsanwaltschaft, zu den Untersuchungsorganen 
und zur Rechtsanwaltschaft. In den Kapiteln „Rechtsprechung und Volk", 
„Rechtsprechung und Gesetz" sowie „Rechtsprechung und Persönlichkeit" 
werden u. a. die Wählbarkeit der Richter und Volksbeisitzer, die gleichberech­
tigte Stellung der Volksbeisitzer, die Unabhängigkeit der Richter und Volks­
beisitzer, die Feststellung der objektiven Wahrheit, das Offentlichkeitsprinzlp, 
das Recht auf Verteidigung und die Vermutung der Nichtschuld erörtert.

Als Heft 3 der Reihe erschien:
Autorenkollektiv (Leitung: Prof. Dr. W. Werestsdietin) t 
Weltraum und Recht
Moskau 1985; 138 Seiten
In diesem Sammelband behandeln zehn Autoren aktuelle Fragen des Welt­
raumrechts, wie z. B. die Rechtsnatur des Weltraums und der Himmelskör­
per, die Regelung der Nutzung einzelner Weltraumgebiete, den Status be­
mannter Raumstationen, das völkerrechtliche Regime gemeinsamer Flüge von 
Kosmonauten verschiedener Staaten.

Zivilrecht
§§ 68 Abs. 1 Ziff. 1, 129, 286 Abs. 1 Ziff. 4, 312 ff., 313 Abs. 3 
Satz 2, 356 f. ZGB.
1. Der Vertrag, durch den eine Bodenfläche mit darauf er­
richteter, der Erholung, Freizeitgestaltung oder ähnlichen 
persönlichen Bedürfnissen der Bürger dienender Baulichkeit 
zur Nutzung überlassen wird, ist ein Nutzungsvertrag gemäß 
§§ 312 ff. ZGB und in bezug auf die Baulichkeit nicht als 
Mietvertrag zu beurteilen.
2. Ein Nutzungsvertrag Uber eine bebaute oder unbebaute 
Bodenfläche ist nichtig, wenn der Überlassende nicht Eigen­
tümer der Bodenfläche ist.
3. Zum Anspruch auf ordnungsgemäße Rückgabe eines 
Grundstücks, wenn der Nutzungsvertrag nichtig ist.
BG Rostock, Urteil vom 23. September 1985 — BZB 114/85.

Die Kläger sind auf Grund eines Pachtvertrages von 1973 
Nutzer eines in B. gelegenen Grundstücks und Eigentümer 
des darauf errichteten Wochenendhauses. Sie haben im Jahre 
1980 mit der Verklagten eine als Mietvertrag bezeichnete 
schriftliche Vereinbarung abgeschlossen, wonach der Ver­
klagten das 316 m2 große Grundstück einschließlich des 
Wochenendhauses zur Nutzung überlassen wird.

Die Kläger haben mit der Klage beantragt, die Verklagte 
zu verurteilen, das Grundstück zu räumen und ihnen in 
einem dem Nutzungsvertrag entsprechenden baulichen und 
malermäßigen Zustand zu übergeben. Sie haben dazu vorge­
tragen: Der zwischen den Prozeßparteien geschlossene Ver­
trag sei bezüglich des Wochenendhauses als Mietvertrag zu 
beurteilen und das Mietverhältnis wegen der vereinbarten 
Befristung beendet. Die Übertragung der Nutzung der Bo­
denfläche auf die Verklagte sei nicht zulässig und der Ver­
trag insoweit nichtig.

Die Verklagte hat Klageabweisung beantragt und vorge­
tragen, daß ein rechtswirksamer Nutzungsvertrag bestehe, 
der als unbefristet abgeschlossen gelten müsse, da seine Be­
fristung nicht aus gesellschaftlich gerechtfertigten Gründen 
erfolgt sei.

Das Kreisgericht hat der Klage stattgegeben. Es ist von 
der Nichtigkeit des zwischen den Prozeßparteien abgeschlos­
senen Vertrages ausgegangen.

Die gegen diese Entscheidung eingelegte Berufung der 
Verklagten hatte keinen Erfolg.

Aus der Begründung:
Der vom Kreisgericht vertretenen Rechtsauffassung, daß es 
sich bei dem zwischen den Prozeßparteien abgeschlossenen 
schriftlichen Vertrag vom 12. Oktober 1980, der als Mietver­
trag bezeichnet wurde, um einen Nutzungsvertrag gemäß 
§§ ЗІ2 ff. ZGB handelt, ist zuzustimmen.

Während der Inhalt eines Mietvertrages gemäß § 129 ZGB 
darin besteht, ein Wochenendhaus zur Nutzung zu überlas­
sen, handelt es sich bei einem Nutzungs vertrag gemäß 
§§ 312 ff. ZGB um die Einräumung der Nutzung einer bebau­
ten oder unbebauten Bodenfläche. Da die Kläger mit dem 
Vertrag der Verklagten eine Bodenfläche mit dem darauf 
errichteten Wochenendhaus zur Nutzung überließen, stellt 
dieser Vertrag nach seinem rechtlichen Inhalt einen Nut­
zungsvertrag gemäß §§ 312 ff. ZGB dar.

Der von den Klägern vorgenommenen Wertung dieses 
Vertrages als Miet- und Nutzungsvertrag kann nicht gefolgt 
werden. Die Bodenfläche und das Wochenendhaus sind fest 
miteinander verbunden und wurden durch die Verklagte in 
wirtschaftlicher Einheit genutzt. In § 286 Abs. 1 ZGB ist fest­
gelegt, auf welcher Grundlage Bürger Grundstücke nutzen 
können. Danach besteht die Möglichkeit, gemäß § 286 Abs. 1 
Ziff. 4 ZGB i. V. m. §§ 312 bis 315 ZGB eine land- und forst­
wirtschaftlich nicht genutzte Bodenfläche einem Bürger zum 
Zweck der kleingärtnerischen Nutzung, Erholung und Frei­
zeitgestaltung zu überlassen. Diese Bodenfläche kann auch 
mit einem Wochenendhaus sowie anderen Baulichkeiten, die 
der Erholung und Freizeitgestaltung oder ähnlichen persön­
lichen Bedürfnissen der Bürger dienen, bebaut sein. Deshalb 
ist auch kein Raum dafür, neben dem Nutzungsvertrag einen 
Mietvertrag über die Baulichkeit abzuschließen, wenn eine 
Bodenfläche mit dem dazugehörigen Wochenendhaus einem 
anderen Bürger zur Nutzung überlassen wird.


